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Heike Knortz, Privatdozentin am Institut
für Sozialwissenschaften der Pädagogischen
Hochschule Karlsruhe, hat kürzlich ein Buch
vorgelegt, das dem Leser eine neue Sicht der
„Gastarbeiter“-Anwerbepolitik der Bundesre-
publik verspricht. Wie die Autorin wiederholt
betont, beruhe ihre Arbeit auf bisher nicht zu-
gänglichen bzw. nicht ausgewerteten Quellen.
Aus deren Untersuchung und der Bezugnah-
me auf Debatten der zeitgenössischen Volks-
wirtschaftslehre leitet sie zwei sich gegensei-
tig stützende Thesen ab.

Erstens meint Knortz, aus der von ihr fest-
gestellten „neuen“ Quellenlage eine verän-
derte Interpretation der Geschichte der Ein-
wanderung in die Bundesrepublik entwickeln
zu können. Sie argumentiert, dass die ei-
gentlichen Impulse für die Anwerbung von
so genannten „Gastarbeitern“ nicht von der
bundesdeutschen Industrie und der steigen-
den Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt ausge-
gangen seien. Hauptverantwortlich sei viel-
mehr das Auswärtige Amt gewesen, das von
Italien, Griechenland, Spanien, Portugal und
später auch der Türkei zu Anwerbeabkom-
men gedrängt worden und aus historisch be-
dingten Rücksichtnahmen im Anwerbever-
fahren auch federführend geworden sei. Ex-
plizit spricht Knortz für dieses Politikfeld von
einem Primat der Außenpolitik (S. 9, S. 140).

Zweitens sieht die Autorin Einwanderung
schlechthin als eine Fehlentwicklung in der
Volkswirtschaft oder besser Nationalökono-
mie der Bundesrepublik, durch welche ledig-
lich veraltete Industriekomplexe wie der Koh-
lebergbau oder die kleinteiligere Textilindus-
trie mit billigen Arbeitskräften aus dem Aus-
land künstlich am Leben erhalten worden sei-
en. Als Beleg für diese angebliche Verzöge-
rung des langfristigen Strukturwandels führt
sie kontrastierend, aber allzu knapp das Bei-
spiel Japan an. Aus wirtschaftshistorischer
Perspektive betrachtet Knortz die Geschich-

te der frühen Bundesrepublik nicht als Erfolg,
sondern als Vorgeschichte der sich ab Mitte
der 1970er-Jahre abzeichnenden Krise.

Die Autorin stützt sich auf Bestände des
Bundesministeriums für Arbeit, des Auswär-
tigen Amts, des Bundeswirtschaftsministeri-
ums und des Bundeskanzleramts. Nun gehö-
ren die Akten des Arbeitsministeriums inzwi-
schen zum Standardmaterial der Forschung
zur Geschichte der Arbeitsmigration in der
frühen Bundesrepublik.1 Die als besonders
bedeutsam angekündigten Quellen aus dem
Politischen Archiv des Auswärtigen Amts
verwendet Knortz demgegenüber vergleichs-
weise sparsam. Auf eine Diskussion ihrer
Thesen im Verhältnis zum kursorisch ange-
führten Forschungsstand meint die Autorin
weitgehend verzichten zu können, weil dort
„die Dominanz der Außenpolitik übersehen“
werde (S. 16).

Was an diesem Buch verstört, sind nicht so
sehr Knortz’ Thesen, sondern vor allem die
angestrengten Versuche, diese als einzig gül-
tige Interpretationen zu legitimieren. Entwe-
der findet die Autorin für Erklärungen außer-
halb der eigenen Position keine Belege in ih-
ren Quellen, oder sie stellt schlicht fest, dass
eine abweichende Position (sie) nicht über-
zeuge. Dies ist besonders auffällig in den
beiden der eigentlichen Untersuchung vor-
angestellten Kapiteln, wo die Situation der
Bundesrepublik als Einwanderungsland und
die westdeutsche Wirtschaftsentwicklung bis
1973 verhandelt werden. Knortz meint, die
Einwanderung in die Bundesrepublik hätte
vermieden werden können, wenn die Politi-
ker auf die National-Ökonomen gehört hät-
ten. Diese Deutung mag man teilen oder auch
nicht teilen – ein historisches Argument ist sie
jedenfalls nicht.

In drei Hauptkapiteln werden die Entste-
hung und Entwicklung der bundesdeutschen
Anwerbepolitik von den ersten Verhandlun-
gen bis zum Anwerbestopp geschildert. Das
ist durchaus nicht neu; auch die innerinsti-
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tutionellen Konflikte zwischen dem Bundes-
arbeitsministerium auf der einen Seite sowie
dem Bundeswirtschaftsministerium und dem
Auswärtigen Amt auf der anderen Seite sind
im Wesentlichen bekannt.2 Bemerkenswert ist
aber, dass Knortz die sich durchsetzende Poli-
tik der staatlichen Anwerbung als sachfremd
und quasi wirtschaftsunfreundlich darstellt.
Hierbei entsteht implizit das Bild eines om-
nipotenten Staats, der im Interesse der Volks-
wirtschaft und unter Verzicht auf tagespoliti-
sche Opportunitätserwägungen soziale Tatbe-
stände wie Einwanderung hätte gezielt regu-
lieren bzw. unterbinden müssen.

Die wiederholt über mehrere Seiten hinweg
zitierten oder sogar komplett abgedruckten
Dokumente sollen die Position der Autorin
selbstredend bestätigen. Das ist aber nicht im-
mer der Fall. Wenn etwa Willy Brandt als Au-
ßenminister in der Großen Koalition 1968 per-
sönlich darauf dringen musste, die Federfüh-
rung in Verhandlungen für ein Anwerbeab-
kommen mit Jugoslawien zu behalten (S. 151),
spricht dies nicht zwangsläufig für ein Primat
der Außenpolitik auf dem Feld der Arbeits-
migration. Sich daran anschließenden Fragen
nach innenpolitischen Konfliktlagen und au-
ßenpolitischen Handlungszwängen während
dieser Zeit weicht Knortz ebenso aus wie
breiteren Einordnungen in die Geschichte der
frühen Bundesrepublik. Erstaunlich ist auch,
dass das Bundesinnenministerium – als stän-
diger und wesentlicher institutioneller Ak-
teur auf dem Feld der Migrationspolitik – bei
Knortz nur am Rande erwähnt wird.

Unter den Bedingungen einer Ökonomie
der Aufmerksamkeit ist die Ankündigung be-
liebt, dass die Geschichte neu geschrieben
werden müsse, weil neue Quellen – mitun-
ter sogar nur einzelne Dokumente – von Ar-
chäologen, Archivaren, Journalisten oder His-
torikern aufgefunden wurden. Diese Lust am
historischen Revisionismus kann zu Erkennt-
nisfortschritten und neuen Perspektiven füh-
ren, endet jedoch gerade in der Zeitgeschich-
te nicht selten mit Enttäuschungen. So auch
beim ansonsten handlichen Buch von Heike
Knortz, das beim Rezensenten eine große Un-
zufriedenheit erzeugt, weil manche zutreffen-
den Einzelbeobachtungen zu dem verkürz-
ten und letztlich falschen Gesamtbild synthe-
tisiert werden, dass die Außenpolitik für die

Einwanderung in die Bundesrepublik verant-
wortlich zu machen sei. Hoffentlich unbeab-
sichtigt, aber doch sehr deutlich entsteht bei
der Lektüre zudem der Eindruck, dass es der
Bundesrepublik ohne Einwanderung nur hät-
te besser gehen können – ein Eindruck, der
politisch fragwürdig und zeithistorisch nicht
plausibel belegbar ist.
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